
Armeefinanzen 
Der Bundesrat und das Parlament haben beschlossen, dass das Armeebudget bis 2035 auf 
9 Milliarden CHF ansteigen soll, also auf 1% des nationalen BIP. Bei diesen 9 Milliarden 
CHF sind externalisierte, volkswirtschaftliche Kosten noch nicht einmal eingerechnet. So wird 
der Lohn der Soldaten etwa über die Erwerbsersatzordnung (EO) abgerechnet, um nur ein 
Beispiel dieser externalisierten Kosten zu nennen. Diese Erhöhung geschieht, obwohl die 
Schweizer Armee pro Kopf bereits heute zu den teuersten Europas zählt und seit Anfang 
dieses Jahres einen widerrechtlichen Überbestand von 11'000 Angehörigen aufweist. Noch 
dreister ist die Tatsache, dass niemand wirklich weiss, wozu das Geld verwendet werden 
soll. Zeitgleich werden bei der Witwenrente oder der IV-Renten die Gelder gekürzt. Die (Re-
)Militarisierung in der Schweiz schreitet also bezüglich der Armeekosten in grossen Schritten 
und mit viel zu wenig Gegenwehr voran. 
 

- Wieso dieses Projekt? 
Die obige Ausgangslage führt dazu, dass die Wut auf die Armee in diversen Kreisen wieder 
zugenommen hat. Es kann doch nicht sein, dass an allen Ecken und Enden gespart wird, die 
Armee aber einen Blankoscheck ausgestellt bekommt. Denn wer etwas weiter denkt, merkt 
schnell, dass diese zusätzlichen Milliarden weder für die Schweiz noch für die Welt 
zusätzliche Sicherheit bringt. Trotz Empörungskampagne der GSoA bleibt die Kritik noch 
immer viel zu leise. Hier würde eine entsprechende Volksinitiative guttun. So kann mit den 
Menschen über diese skandalös hohen Armeekosten gesprochen und diese grundsätzliche 
Kritik auch medial wieder besser “vermarktet” werden. Obschon das Ende des Ukraine-
Krieges nicht Bedingung für eine erfolgreiche Kampagne: Es darf festgehalten werden, dass 
die allfällige Abstimmung über eine die Armeeefinanzen betreffende Initiative zu einem 
Zeitpunkt kommen könnte, in dem Putins Krieg und andere Spannungen passé sind. Und 
dann steigen die Chancen, dass diese Initiative auch beim konservativeren Teil des 
Stimmvolkes auf Zustimmung stösst, nochmals merklich. 
 

- Wieso sollte sich die GSoA diesem Projekt annehmen? 
Die GSoA hat die Armeekritik in ihrem Namen und in ihrer DNA. Es ist klar, dass der grösste 
politische Widerstand gegen die Armee von der GSoA kommen muss. Hier haben wir 
sozusagen das Monopol und wir sollten und dürfen dieses nicht abgeben. Kommt dazu, dass 
wir die Einzigen sind, die sich auch in dieser schwierigen Zeit nicht davor scheuen, ein 
solches Projekt anzustreben. Das zeichnet die GSoA aus.  
Ein weiterer nicht zu unterschätzender Punkt: Das Projekt könnte für die GSoA selbst eine 
einende Wirkung haben. Während es in der aktuellen Situation rund um den Ukraine-Krieg 
unterschiedliche Einschätzungen zu gewissen Fragen gibt, herrscht bei der GSoA Einigkeit, 
dass die Armee per se überflüssig ist. Dies kann helfen, geeint aufzutreten, eine neue 
Motivation und neuen Zusammenhalt  innerhalb der GSoA zu entfachen und letztlich auch 
reibungsloser Unterschriften zu sammeln. 
 

- Was ist das Ziel? 
Die Militarisierung/ Aufrüstung innerhalb der Schweiz und die krasse Armeebudgeterhöhung 
darf nicht unwidersprochen bleiben. Somit können wir den derzeitigen Diskurs wieder etwas 
in unsere Richtung ziehen und klar machen, dass auch grundsätzliche Armeekritik noch 
immer angebracht werden kann. Und letztlich geht es auch wirklich darum, Massnahmen zu 
ergreifen, um die Militarisierung der Schweiz zu bremsen. Das ist und bleibt die Kernaufgabe 
unserer Organisation. 



- Das sind die konkreten Forderungen? 
Forderungen können unterschiedlich aussehen. Dies soll - nach allfällig erfolgreicher 
Entscheidung an der VV - in den ReGru’s diskutiert und entschieden werden.  
Mögliche Forderungen: 

- Armeekostenbremse 
- Armeekostendeckel  
- Armeekostenreduktion mit zeitlich definiertem Kostenabsenkpfad 
- Einführung eines Rüstungsreferendums 

 
 

 
 

 


